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Der EU-Ausschuss des Bundesrates begrüßt die verstärkten Diskussionen und Bemühungen 

in Richtung Transparenz und verstärkter Legitimation von delegierten Rechtsakten und 

Durchführungsrechtsakten, möchte aber dennoch erneut darauf hinweisen, dass die 

Häufigkeit der Anwendung überdacht und vor allem begründet werden muss. In diesem 

Zusammenhang sollte neben der Einrichtung eines öffentlichen Registers für delegierte 

Rechtsakte auch der frühzeitige Zugang der nationalen Parlamente zu Entwürfen in analoger 

Anwendung des Subsidiaritätsprotokolls erfolgen. 

Begründung 

Die Gründe dafür, dass Verfahren mit delegierten Rechtsakten bzw. 

Durchführungsrechtsakten vorgesehen werden, sind vor allem die Schnelligkeit und 

Flexibilität der Entscheidungen, die rascher als im normalen, europäischen 

Gesetzgebungsverfahren, von Statten gehen kann. Auch befassen sich im Rahmen der 

delegierten Rechtsakte bzw. Durchführungsrechtsakte Expertinnen und Experten mit 

zahlreichen, technischen Aspekten der Rechtssetzung, was angesichts der Komplexität der 

technischen Fragen durchaus sinnvoll ist. Der Vertrag von Lissabon regelte den Bereich der 

delegierten Rechtsakte gemäß Art. 290 AEUV bzw. des Komitologieverfahrens für die 

Erlassung von Durchführungsrechtsakten gemäß Art. 291 AEUV neu. Bei delegierten 

Rechtsakten wird die Übertragung von quasi-legislativen Befugnissen durch das Parlament 

und den Rat oder nur durch den Rat auf die  Kommission normiert. Was Art. 290 AEUV 

angeht, kann die Grundlage dafür nur ein verbindlicher Rechtsakt, der im ordentlichen oder 

besonderen Gesetzgebungsverfahren gem. Art. 289 AEUV angenommen wurde, sein. Bei 

Durchführungsrechtsakten nach Art. 291 AEUV werden der Kommission exekutive 

Befugnisse übertragen, deren Ausübung durch die VO Nr. 182/2011 geregelt wird. Laut Art. 

291 (3) AEUV liegt die Kontrolle der Kommission beim Erlass von Durchführungsakten nur 

bei den Mitgliedstaaten, das Europäische Parlament hat hier keinen direkten Einfluss.  
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Der Einfluss des Europäischen Parlaments hat sich seit dem Vertrag von Lissabon zwar 

gebessert, ist aber dennoch nicht zufriedenstellend. Der Einfluss der nationalen Parlamente 

bei delegierten Rechtsakten bzw. Durchführungsrechtsakten, ist nicht ausreichend. Die 

grundsätzliche Sinnhaftigkeit von delegierten Rechtsakten per se wird nicht bestritten, 

dennoch ist die Frage der Häufigkeit der Anwendung zu kritisieren. Es kommt in einzelnen 

Vorlagen der Europäischen Kommission zu einer massiven Häufung von Regelungen, die im 

Rahmen von delegierten Rechtsakten bzw. Durchführungsrechtsakten weiterverfolgt werden. 

Das schwächt zum einen die Lesbarkeit und Verständlichkeit von Vorlagen der Europäischen 

Kommission, was nicht im Sinne der Bürgernähe sein kann. Zum anderen werden im 

Hinblick auf die Durchführung des Unionsrechts Kompetenzen der Behörden der 

Mitgliedstaaten an die Europäische Kommission delegiert, die - obwohl hinsichtlich des 

zeitlichen und inhaltlichen Geltungsbereichs genau definiert sind – dennoch durch ihre 

Häufigkeit und Menge manchmal selbst für Expertinnen und Experten nicht mehr rasch 

durchschaubar sind. Aus demokratiepolitischer Sicht sind diese Rechtsakte darum 

problematisch: es ist unklar, wie die Ausschüsse genau beschickt werden, welche Regeln 

genau getroffen werden, wer die in den Ausschüssen sitzenden Experten genau sind und 

wie sich diese legitimieren. Wichtig ist jedenfalls, dass die Kommission bei der Vorbereitung 

von delegierten Rechtsakten Expertenausschüsse mit Vertretern der Mitgliedstaaten 

vorsieht, welchen dann eine entsprechende innerstaatliche Koordinierung folgen kann. 
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